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1. Baukindergeld und Steuerermäßigung für
Handwerkerleistungen

Fraglich war, ob für Immobilien, die durch das Bau-
kindergeld gefördert werden, unter den sonstigen
Voraussetzungen auch die Steuerermäßigung für
Handwerkerleistungen in Anspruch genommen wer-
den kann. Die Zweifel bestanden, weil die Steuerer-
mäßigung für Handwerkerleistungen laut Gesetz für
„öffentlich geförderte Maßnahmen, für die also zins-
verbilligte Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse in
Anspruch genommen werden“, ausgeschlossen ist.

Die Finanzverwaltung (Finanzministerium Schleswig-
Holstein vom 18.6.2019, Aktenzeichen VI 3012-
S 2296b-025) hat nun klargestellt, dass mit dem Bau-
kindergeld ausschließlich der erstmalige Erwerb von
Wohneigentum oder die Neuanschaffung von Wohn-
raum gefördert wird. Handwerkerleistungen sind hin-
gegen nicht Inhalt der Förderung, die über zehn Jah-
re ausgezahlt wird. Im Unterschied zu anderen
Förderprogrammen der KfW-Bankengruppe für in-
vestive Maßnahmen der Bestandssanierung schließt
die Gewährung von Baukindergeld daher eine In-
anspruchnahme der Steuerermäßigung für Hand-
werkerleistungen nicht aus.

Hinweis:
Zu beachten ist allerdings, dass die Steuerermäßigung für
Handwerkerleistungen nicht für Leistungen im Zusam-
menhang mit einer Neubaumaßnahme in Anspruch ge-
nommen werden kann. Bei einem mit Baukindergeld geför-
derten Neubau kann die Steuerermäßigung daher nur für
spätere Reparaturen usw. in Anspruch genommen werden.

2. Finanzverwaltung zur Steuerbefreiung von
Jobtickets usw.

Seit dem 1.1.2019 gilt eine Steuerbefreiung für
Arbeitgeberleistungen für bestimmte Fahrten mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr (insbe-
sondere Fahrten zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte) sowie für Fahrten im öffentlichen Per-
sonennahverkehr (insbesondere Jobtickets). Zu

dieser Steuerbefreiung hat die Finanzverwaltung
nun mit dem ausführlichen Schreiben des Bundesfi-
nanzministeriums vom 15.8.2019 (Aktenzeichen
IV C 5 – S 2342/19/10007 :001) Stellung genommen.
Herauszustellen sind folgende Aspekte:

a) Grundvoraussetzungen für die Steuerbe-
freiung

Begünstigt sind

Arbeitgeberleistungen für Fahrten des Arbeitneh-
mers mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienver-
kehr (ohne Luftverkehr) – Personenfernverkehr –
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte so-
wie zu einem Sammelpunkt oder einem weiträumi-
genTätigkeitsgebiet (1.Alternative).ZumPersonen-
fernverkehr gehören Fernzüge der Deutschen Bahn
(ICE, IC,EC),Fernbusseauf festgelegtenLinienoder
Routen und mit festgelegten Haltepunkten sowie
auch vergleichbare Fernzüge anderer Anbieter
(z.B. TGV, Thalys).

Arbeitgeberleistungen für alle Fahrten des Arbeit-
nehmers im öffentlichen Personennahverkehr
(2. Alternative).

Nicht in den Anwendungsbereich fallende Verkehrs-
mittel sind insbesondere:

für konkrete Anlässe speziell gemietete bzw. ge-
charterte Busse oder Bahnen,

Taxen im Gelegenheitsverkehr, die nicht auf kon-
zessionierten Linien oder Routen fahren,

Luftverkehr.

Hinweis:

Die Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs ist un-
abhängig von der Art der Fahrten begünstigt, also auch bei
Privatfahrten des Arbeitnehmers. Damit ist – anders als im
Personenfernverkehr – bei Fahrberechtigungen, die nur ei-
ne Nutzung des Personennahverkehrs ermöglichen, keine
weitere Prüfung zur Art der Nutzung vorzunehmen.
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Unter die Steuerbefreiung fallen Arbeitgeberleistun-
gen in Form von

unentgeltlich oder verbilligt überlassenen Fahrbe-
rechtigungen (Sachbezüge) sowie

Zuschüsse (Barlohn) des Arbeitgebers zu den von
den Arbeitnehmern selbst erworbenen Fahrbe-
rechtigungen.

Unschädlich ist, wenn die Fahrberechtigung die Mit-
nahme von anderen Personen umfasst oder die Fahr-
berechtigung auf andere Personen übertragbar ist.

Von zentraler Bedeutung ist, dass der Steuerbefrei-
ung nur Arbeitgeberleistungen unterliegen, die zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn
erbracht werden:

Dies ist der Fall, wenn die zweckbestimmte Leis-
tung zum Arbeitslohn hinzukommt, den der Ar-
beitgeber arbeitsrechtlich schuldet. Als zusätzlich
gilt eine Leistung des Arbeitgebers auch dann,
wenn der Arbeitnehmer aus den vom Arbeitgeber
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn
zur Verfügung gestellten Mobilitätsalternativen
wählen kann (z.B. Dienstwagen, E-Bike oder Fahr-
berechtigung für öffentliche Verkehrsmittel).

Wird eine zweckbestimmte Leistung unter An-
rechnung auf den arbeitsrechtlich geschuldeten
Arbeitslohn oder durch dessen Umwandlung
gewährt (Gehaltsumwandlung), liegt keine
zusätzliche Leistung vor. Eine mittels Gehaltsum-
wandlung oder Gehaltsverzicht erbrachte Arbeit-
geberleistung fällt somit nicht unter die Steuerbe-
freiung.

b) Besonderheiten bei Fahrberechtigungen für
den Personenfernverkehr

Privatfahrten im Personenfernverkehr sind grund-
sätzlich nicht begünstigt. Als Besonderheit lässt die
Finanzverwaltung aber folgende Vereinfachungen zu:

Es ist insofern davon auszugehen, dass eine Fahr-
berechtigung für den Personenfernverkehr nur auf
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte, zu einem Sammelpunkt oder einem weit-
räumigen Tätigkeitsgebiet entfällt und damit
steuerbefreit ist, wenn sie lediglich zur Nutzung
für diese Strecke berechtigt. Die tatsächliche Nut-
zung der Fahrberechtigung auch zu privaten Fahr-
ten ist dann unbeachtlich.

Geht die Fahrberechtigung für den Personenfern-
verkehr über die Strecke zwischen Wohnung und
erster Tätigkeitsstätte usw. hinaus (Fahrberechti-
gung für ein bestimmtes Gebiet oder eine zusätz-
liche Strecke), ist davon auszugehen, dass die
Fahrberechtigung insoweit auf Fahrten zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte usw. entfällt,
als der anzusetzende Wert der Arbeitgeberleis-
tung den regulären Verkaufspreis einer Fahrbe-

rechtigung nur für die Strecke zwischen Wohnung
und erster Tätigkeitsstätte usw. für den ent-
sprechenden Gültigkeitszeitraum nicht über-
schreitet.

Wird die Fahrberechtigung für den Fernverkehr auch
für Fahrten im Rahmen von Auswärtstätigkeiten, die
nach Reisekostengrundsätzen abgerechnet werden,
oder für eine Familienheimfahrt pro Woche im Rah-
men der doppelten Haushaltsführung genutzt, kann
der Arbeitgeber im Rahmen einer Prognoseberech-
nung prüfen, ob die Fahrberechtigung bereits bei
Hingabe insgesamt steuerfrei belassen werden kann.
Insoweit ist die Prüfung nach Maßgabe der Finanz-
verwaltung wie folgt vorzunehmen:

Prognostizierte Vollamortisation ohne Fahrten
Wohnung/erste Tätigkeitsstätte: Ergibt die
Prognose zum Zeitpunkt der Hingabe der Fahrbe-
rechtigung, dass die Summe aus den ersparten
Kosten für Einzelfahrscheine, die ohne Nutzung
der Fahrberechtigung während deren Gültigkeits-
dauer für die Fahrten im Rahmen einer Auswärts-
tätigkeit oder eine Familienheimfahrt pro Woche
im Rahmen der doppelten Haushaltsführung an-
fallen würden, die Kosten der Fahrberechtigung
erreichen oder übersteigen, stellt die Überlassung
der Fahrberechtigung an den Arbeitnehmer keinen
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Auf die darüber
hinausgehenden Nutzungsmöglichkeiten kommt
es dann nicht mehr an.

Prognostizierte Vollamortisation: Ergibt vorste-
hende Rechnung eine prognostizierte Vollamorti-
sation unter Einbezug der Fahrten für die Strecke
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte, ist
die Arbeitgeberleistung insgesamt steuerfrei. Sie
ist dann vorrangig steuerfrei nach Reisekosten-
grundsätzen in Höhe der prognostizierten erspar-
ten Kosten für Einzelfahrscheine, die ohne Nut-
zung der Fahrberechtigung während deren
Gültigkeitsdauer anfallen würden und im Übrigen
nach der Steuerbefreiung für Jobtickets. Auf den
Umfang der späteren tatsächlichen Nutzung und
die darüber hinausgehenden privaten Nutzungs-
möglichkeiten kommt es nicht an.

Hinweis:
In beiden vorgenannten Fällen gilt: Tritt die prognostizierte
Vollamortisierung aus unvorhersehbaren Gründen (z.B.
Krankheit oder Verschiebung von Dienstreisen) nicht ein, ist
eine Nachversteuerung nicht vorzunehmen. Ändern sich die
der Prognose zu Grunde liegenden Annahmen grundlegend
(z.B. Wechsel vom Außendienst in den Innendienst), hat eine
Korrektur und ggf. Nachversteuerung für den noch nicht ab-
gelaufenen Gültigkeitszeitraum zu erfolgen.

Beispiel:
Der Arbeitgeber überlässt seinem Arbeitnehmer eine Bahn-
card 100 (2. Klasse), die er zum Preis von 4 400 € erworben
hat. Nach der Prognose des Arbeitgebers betragen die er-
sparten Kosten der Einzelfahrscheie für Dienstreisen im
Gültigkeitszeitraum 3 000 €. Der reguläre Preis der Jahres-
fahrkarte für die Strecke zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte des Arbeitnehmers hätte 1 600 € betragen. Tat-
sächlich ergeben sich im Laufe der Gültigkeitsdauer für
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DienstreisendesArbeitnehmersausunvorhersehbarenGrün-
den nur ersparte Kosten der Einzelfahrscheine i.H.v. 2 500 €.

Lösung: Nach der Prognose des Arbeitgebers zum Zeitpunkt
der Hingabe der Fahrberechtigung übersteigen die ersparten
Kosten für die Einzelfahrscheine, die ohne Nutzung der Bahn-
card 100 während deren Gültigkeitsdauer für die steuerlich
begünstigten Reisetätigkeiten anfallen würden (3 000 €),
zusammen mit dem regulären Verkaufspreis einer Fahrbe-
rechtigung für die Strecke zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte (1 600 €) die Kosten der Bahncard 100. Die
Bahncard 100 ist daher i.H.v. 3 000 € steuerfreier Reisekoste-
nersatz und der verbleibende Betrag von 1 400 € (4 400 € –
3 000 €) ist eine steuerfreie Arbeitgeberleistung für ein Jobti-
cket. Auf den Umfang der tatsächlichen Nutzung sowie die
private Nutzungsmöglichkeit kommt es nicht an. Dass die
prognostizierte Vollamortisation tatsächlich nicht eingetreten
ist, ist unerheblich und führt weder zu einer Nachversteuerung
noch zu einer Änderung der steuerfreien Arbeitgeberleistun-
gen für ein Jobticket.

Prognostizierte Teilamortisation: Ergibt die
Prognose zum Zeitpunkt der Hingabe der Fahrt-
berechtigung keine Deckung der Kosten für Rei-
setätigkeiten und für die Fahrten Wohnung/erste
Tätigkeitsstätte, stellt die Überlassung der Fahr-
berechtigung zunächst in voller Höhe steuerpflich-
tigen Arbeitslohn dar. Die Arbeitgeberleistung
kann allerdings insoweit steuerfrei belassen wer-
den, als die Voraussetzungen für eine Steuerfrei-
stellung für ein Jobticket vorliegen. Im Übrigen ist
die Fahrberechtigung als geldwerter Vorteil dem
Lohnsteuerabzug zu unterwerfen.

Die während der Gültigkeitsdauer der Fahrberech-
tigung durch deren tatsächliche Nutzung für Fahr-
ten für Reisetätigkeiten/Familienheimfahrten er-
sparten Fahrtkosten können dann zusätzlich
monatsweise oder auch am Ende des Gültigkeits-
zeitraums als Korrekturbetrag den steuerpflichti-
gen Arbeitslohn mindern (mittels Verrechnung
des dann feststehenden steuerfreien Reisekoste-
nerstattungsanspruchs des Arbeitnehmers). Für
die Höhe des Korrekturbetrags können aus Ver-
einfachungsgründen die ersparten Reisekosten,
für die Einzelfahrscheine ohne Nutzung der Fahr-
berechtigung angefallen wären, begrenzt auf die
Höhe der tatsächlichen Kosten der Fahrberechti-
gung, zu Grunde gelegt werden.

Verzicht auf Amortisationsprognose: Führt der
Arbeitgeber keine Amortisationsprognose durch,
stellt die Überlassung der Fahrberechtigung zu-
nächst in voller Höhe steuerpflichtigen Arbeitslohn
dar. Die ersparten Kosten für Einzelfahrscheine, die
ohne Nutzung der Fahrberechtigung während der
Gültigkeitsdauer für die steuerlich begünstigten
Fahrten bei einer Auswärtstätigkeit oder Familien-
heimfahrt pro Woche im Rahmen einer doppelten
Haushaltsführung angefallen wären, und für den re-
gulären Verkaufspreis einer Fahrberechtigung für
die Strecke zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte, die für den entsprechenden Gültigkeits-
zeitraum entstanden wären, sind am Ende des Ka-
lenderjahresderGültigkeitderFahrberechtigungals

Korrekturbetrag beim steuerpflichtigen Arbeitslohn
mindernd zu berücksichtigen.

c) Steuerliche Folgen auf Seiten des Arbeit-
nehmers

Die steuerfreien Arbeitgeberleistungen für ein Jobti-
cket mindern beim Arbeitnehmer den als Entfer-
nungspauschale abziehbaren Betrag. Der Minde-
rungsbetrag entspricht dem Wert der überlassenen
Fahrberechtigung oder dem geleisteten Zuschuss,
der ohne die Steuerbefreiung als Arbeitslohn zu be-
steuern gewesen wäre. Aus Vereinfachungsgründen
können als Wert der überlassenen Fahrberechtigung
die Aufwendungen des Arbeitgebers einschließlich
Umsatzsteuer angesetzt werden.

Hinweis:

Erklärt ein Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber, auf die
Fahrberechtigung gänzlich zu verzichten (Fahrberechtigung
wird nicht angenommen oder zurückgegeben), erfolgt keine
Kürzung der Entfernungspauschale. Ein Nachweis des Nut-
zungsverzichts ist zum Lohnkonto aufzubewahren.

d) Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers

Grundsätzlich gilt, dass der Arbeitgeber die steuer-
freien Leistungen im Lohnkonto aufzeichnen und in
Zeile 17 der Lohnsteuerbescheinigung ausweisen
muss. Dies erfordert eine entsprechend detaillierte
Erfassung im Lohnabrechnungsprogramm.

Sorgfältig sind die erforderlichen Nachweise zu füh-
ren:

Zahlt der Arbeitgeber einen Zuschuss zu den
vom Arbeitnehmer selbst erworbenen Fahrbe-
rechtigungen, hat er als Nachweis der zweckent-
sprechenden Verwendung die vom Arbeitnehmer
erworbenen und genutzten Fahrausweise oder
entsprechende Belege (z.B. Rechnungen über
den Erwerb eines Fahrausweises oder eine Bestä-
tigung des Verkehrsträgers über den Bezug eines
Jobtickets) zum Lohnkonto aufzubewahren.

Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer
eine Fahrberechtigung für den Personennahver-
kehr, hat er zum Nachweis für das Vorliegen der
Voraussetzungen der Steuerbefreiung den Beleg
für die erworbenen Fahrberechtigungen zum
Lohnkonto aufzubewahren.

Überlässt oder bezuschusst der Arbeitgeber eine
Fahrberechtigung für den Personenfernverkehr,
die über die Strecke zwischen Wohnung und ers-
ter Tätigkeitsstätte usw. hinausgeht oder auch zu
Fahrten im Rahmen von Reisetätigkeiten/doppel-
ter Haushaltsführung genutzt wird, hat er den
Nachweis für das Vorliegen der Voraussetzungen
der Steuerfreiheit oder den entsprechenden
Nachweis zu der von ihm durchgeführten Progno-
seberechnung neben dem Beleg für die erworbe-
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ne Fahrberechtigung ebenfalls zum Lohnkonto
des jeweiligen Arbeitnehmers aufzubewahren.

3. Anforderungen an einen lohnsteuerpflich-
tigen Sachbezug in Form eines Frühstücks

Arbeitgeber bieten ihren Arbeitnehmern heutzutage
viele Annehmlichkeiten am Arbeitsplatz zur Verbes-
serung der Arbeitsatmosphäre und letztlich mit dem
Ziel, gute und produktive Arbeitnehmer zu gewinnen
und zu halten. Hierzu gehören oftmals z.B. auch kos-
tenlose Getränke, Obst oder auch Backwaren. In die-
sen Fällen ist stets zu prüfen, ob ein lohnsteuerlicher
Sachbezug für die Arbeitnehmer vorliegt.

Der Bundesfinanzhof hatte nun in diesem Zusam-
menhang über folgenden Fall zu entscheiden: Die
Stpfl. erbringt EDV-Dienstleistungen und entwickelt
Software. Daneben bietet sie Schulungen an. Die
Stpfl. bestellte arbeitstäglich verschiedene Bröt-
chensorten. Die Backwaren standen in der Kantine
den gesamten Tag für Mitarbeiter sowie für Kunden
und Gäste der Stpfl. zum unentgeltlichen Verzehr
zur Verfügung. Einen Belag (wie z.B. Butter, Konfitü-
re, Käse oder Aufschnitt) für die Backwaren stellte
die Stpfl. nicht bereit. Die Mitarbeiter, Kunden und
Gäste der Stpfl. konnten sich zudem ganztägig un-
entgeltlich aus einem Heißgetränkeautomaten be-
dienen.

Die Arbeitszeit begann morgens um 8:00 Uhr. Zwi-
schen ca. 9:30 Uhr und 11:00 Uhr hatten die Arbeit-
nehmer eine etwa halbstündige Pause, die die Stpfl.
als bezahlte Arbeitszeit behandelte. Die Pause diente
der Kommunikation und dem Austausch der einzel-
nen Abteilungen (Entwicklung, Vertrieb, Support). Die
Mitarbeiter sollten miteinander ins Gespräch kom-
men, Kontakte pflegen und stellenübergreifende
Problemlösungen finden. In dieser Zeit waren auch
die Führungskräfte und der Vorstand der Stpfl. zeit-
weilig zugegen, um sich im Gespräch mit den Mitar-
beitern über Probleme im Unternehmen auszutau-
schen. Während der Pausen wurde der Großteil der
von der Stpfl. unentgeltlich zur Verfügung gestellten,
unbelegten Backwaren verzehrt.

Im Rahmen einer Lohnsteuer-Außenprüfung vertrat
der Prüfer die Auffassung, dass es sich bei der un-
entgeltlichen Überlassung der Backwaren und der
Möglichkeit, Heißgetränke zu sich zu nehmen, um
ein Frühstück handele, das mit den amtlichen Sach-
bezugswerten zu versteuern sei. Die Stpfl. beantrag-
te daraufhin die Pauschalierung der Lohnsteuer. In
der Sache war sie allerdings der Meinung, die Back-

waren ohne Belag und ein Heißgetränk seien kein
Frühstück.

Der Bundesfinanzhof verneint mit Urteil vom 3.7.2019
(Aktenzeichen VI R 36/17) das Vorliegen von Arbeits-
lohn.

Im vorliegenden Fall handele es sich bei den unent-
geltlich zugewandten Lebensmitteln nicht um Ar-
beitslohn in Form kostenloser Mahlzeiten, sondern
um nicht steuerbare Aufmerksamkeiten. Die kos-
tenlose Überlassung der Backwaren und Heißgeträn-
ke stellte zwar für die Arbeitnehmer der Stpfl. einen
Vorteil dar. Dieser war jedoch keine Gegenleistung
der Stpfl. für die Zurverfügungstellung der Arbeits-
kraft. Hierfür spricht im Streitfall insbesondere, dass
die Stpfl. die Backwaren und Heißgetränke nur zum
sofortigen Verzehr im Betrieb bereitstellte. Sie wur-
den allen Arbeitnehmern ohne Unterschied gewährt.
Der Verzehr fand in der Regel außerdem nicht wäh-
rend echter Pausen, sondern in der (bezahlten) Ar-
beitszeit statt. Die Arbeitnehmer sollten beim Verzehr
der Backwaren und Heißgetränke in der Kantine zu-
sammenkommen und sich über berufliche Angele-
genheiten untereinander sowie mit der „Führungs-
etage“ austauschen. Bei dieser Sachlage war die
Überlassung der Backwaren nebst Heißgetränk mit
Aufwendungen des Arbeitgebers zur Ausgestal-
tung des Arbeitsplatzes und zur Schaffung güns-
tiger betrieblicher Arbeitsbedingungen vergleich-
bar, denen keine Entlohnungsfunktion zukommt.

Weiter führt das Gericht aus, dass unbelegte Bröt-
chen auch in Kombination mit einem Heißgetränk
kein Frühstück im Sinne der Bestimmungen der So-
zialversicherungsentgeltverordnung sind. Selbst für
ein einfaches Frühstücks müsse jedenfalls noch ein
Aufstrich oder ein Belag hinzutreten. Auch teilt das
Gericht nicht die Auffassung des Finanzamts, auf
Grund veränderter Essgewohnheiten könne schon
ein Kaffee (to go) und ein unterwegs verzehrtes unbe-
legtes Brötchen als Frühstück angesehen werden.

Handlungsempfehlung:

Mit diesem Urteil wird die oftmals fast schrankenlose lohn-
steuerliche Erfassung der Finanzverwaltung von Vorteilen
durch Schaffung günstiger Arbeitsbedingungen eingegrenzt.
Festzustellen ist allerdings auch, dass eineAbgrenzungzwi-
schen nicht steuerbarer Aufmerksamkeit einerseits und
Arbeitslohn andererseits stets für den Einzelfall sorgfältig
zu prüfen ist. Hierzu ist insbesondere die Motivation des Ar-
beitgebers für die Stellung der Aufmerksamkeiten zu doku-
mentieren. Im Einzelfall kann eine Absicherung über eine
Lohnsteueranrufungsauskunft sinnvoll sein.
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